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BRONSKI IST IHR

MANN IN DER

FR-REDAKTION

Schreiben Sie an:
Bronski

Frankfurter Rundschau
60266 Frankfurt am Main

Mailen Sie an:
Bronski@fr.de oder

Forum@fr.de

Bitte geben Sie dabei immer
Ihre vollständige Adresse an!

Mit der Einsendung erklären
Sie sich einverstanden, dass
Ihre Zuschrift auch online

unter www.frblog.de
veröffentlicht werden kann.

Diskutieren Sie mit!

Die Redaktion behält sich vor,
Zuschriften zur Veröffentlichung zu kürzen.

ZUSCHRIF TEN ONLINE

Alle Stimmen dieses Forums
wurden auch online im FR-Blog
veröffentlicht, der Fortsetzung
des Print-Forums im Internet. Le-
sen Sie hier: frblog.de/f20221115

Lindners
Geschenke
Zu: “‚Ich mache keine Schulden für
Wahlgeschenke‘", FR-Wirtschaft, 12.11.

Die Philosophie von Christian
Lindner kann nicht ganz über-
zeugen, auch wenn es gewisser-
maßen in der Natur der Sache
liegt, dass sich ein Finanzminis-
ter in erster Linie für seine Ar-
beit selber über den grünen
Klee loben muss.

Schließlich gibt es gerade
beim Thema der Generationen-
gerechtigkeit erhebliche Defizite
bei der gegenwärtigen Ampel-
Politik, da die Investitionen bei
der Bildung eben nicht so er-
höht werden, wie es schon auf-
grund des demographischen
Wandels angemessen wäre, und
selbst der Ausbau des schnellen
Internets erst jüngst einen er-
heblichen Dämpfer erhalten
hat, indem einfach lapidar er-
klärt wurde, dass die bisherigen
Fördertöpfe eben leer seien.

Deshalb bedarf es hier in je-
dem Fall einer nachhaltigeren
Politik, die trotz einer sich an-
bahnenden und nicht zu unter-
schätzenden wirtschaftlichen
Rezession wieder mehr die Zu-
kunft in ihren Mittelpunkt
stellt, zumal ebenfalls weiter-
hin – insbesondere auch auf
Druck der FDP – ein erkennba-
rer Ehrgeiz innerhalb der Bun-
desregierung für einen fairen
solidarischen Lastenausgleich
fehlt, um den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt wirklich
mit echtem Leben zu erfüllen
und gemeinsam gestärkt aus
der aktuellen Krise zu gehen!

Rasmus Ph. Helt, Hamburg

Steinmeiers Worthülsen
Harte Zeiten: „Plädoyer für die Zukunft“, FR-Politik vom 29. Oktober

Eine armselige Rede hat Bun-
despräsident Steinmeier gehal-
ten. Besonders schwer wiegt der
stehende Applaus des Publi-
kums, Er offenbart den Verlust
der Bürgernähe bei den anwe-
senden Entscheidungsträgern.
Steinmeier spricht mit Recht
vom „Epochenbruch“ und be-
nutzt zwei Bilder zur Verdeutli-
chung: Die „Friedensdividende
ist aufgebraucht“ und Putin ha-
be nicht nur internationale
Spielregeln verletzt, sondern gar
das ganze „Schachbrett umge-
worfen“. Solch Bildersprache ist
verräterisch – ganz abgesehen
davon, dass die Vermischung
von menschlichen Werten wie
„Frieden“ mit Finanzbegriffen
fragwürdig ist. Doch wenn die
Friedensdividende aufgebraucht
ist, dann wäre es angezeigt ge-
wesen, rechtzeitig internationa-
le Friedensinvestitionen zu täti-
gen, um zünftig Friedensrendite
zu erzielen. Das aber geschah
weder zu Steinmeiers Zeiten als
Kanzleramts- noch als Außen-
minister, und jetzt als Bundes-
präsident liefert er Worthülsen,
keinerlei konkreten Impuls.

Beim Schachbrett-Vergleich
bleibt die Frage, mit wem Putin
gespielt hat: War es der Westen,
dann wären die Menschen in
der Ukraine hilflose Schachfi-
guren anderer Mächte. Oder
„spielten“ Putin und Biden ge-
geneinander? Dann wären die
Ukraine, Deutschland und die

EU Spielfiguren. Soll Deutsch-
land so „Führung im Interesse
Europas“ übernehmen?

Steinmeier meint weiter, die
Demokratie gehöre zur kriti-
schen Infrastruktur. Hierzu fällt
ihm nichts anderes ein, als an
den Zusammenhalt der Gesell-
schaft zu appellieren. Besonders
dramatisch dabei, dass er seine
eigeneWidersprüchlichkeit nicht
bemerkt: Er singt das Loblied auf
das Ehrenamt und zivilgesell-
schaftliches Engagement und be-
tont, dass Sonntagsreden nicht
ausreichten. Sein Vorschlag: das
soziale Pflichtjahr! So etwas geht
in die falsche Richtung. Ehren-
amtliches Engagement geht zu-
rück. Denken wir an die freiwil-
ligen Feuerwehren mit ihren
umfangreichen Fortbildungen,
den Fußballschiedsrichtern und
Schiedsleuten mit ihrem Finger-
spitzengefühl. Da gibt es eine
Krise des Ehrenamts, die aber
nicht mit einem sozialen Pflicht-
jahr behoben werden kann. Es
drängt sich der Verdacht auf,
Steinmeier hat vor allem frühere
Zivi-Tätigkeiten vor Augen.

Er betont, die Reichen und
Wohlhabenden müssten jetzt
mehr tragen. Substanzielle Vor-
schläge, zukunftsfähige Impulse
oder Ähnliches wären zu erwar-
ten gewesen. Leider hat Stein-
meier diese Chance vertan –
und das Publikum hat stehend
applaudiert. Armselig!

Gaby Rohr, Großefehn

Das herrschende Narrativ
Erwiderungen auf „Rotlackierte Nazis“, FR-Forum vom 12. November

Ziemlich

undemokratisch

Lieber Manfred Kirsch, ein Le-
serbrief ist zwar eine subjektive
Meinungsäußerung, aber da Sie
mehrfach das Wort „Demokra-
tie“, ja sogar verstärkend „unse-
re Demokratie“ benutzen, soll-
ten Sie sich doch darüber be-
wusst werden, was „Demokra-
tie“ auch ausmacht: nämlich
ein pluralistisch verfasstes Ge-
meinwesen zu sein, das vom
Diskurs der unterschiedlichsten
Meinungen lebt! Anstatt Wagen-
knechts Aussagen im Einzelnen
auseinander zu nehmen, ver-
hindern Sie den Diskurs darü-
ber einfach, indem Sie schrei-
ben: „Schwurbler“ oder gleich
„Nazi“ (bei Ihnen am Schluss
sogar „rotlackiert“) verwenden.
Damit sind die so genannten
Personen „verbrannt“ und kön-
nen der unkritischen Masse
nicht mehr entkommen! Das
nenne ich nicht ekelerregend,
aber ziemlich undemokratisch.

Zum „Grünen-Bashing“
durch Wagenknecht, die die
Grünen als „gefährlichste Partei
im Bundestag“ bezeichnet hat,
was Sie „eine Bankrotterklä-
rung demokratischer Grund-
werte“ nennen, folgende An-
merkung: Vielleicht kennen Sie
nicht das Gutachten der Wis-
senschaftlichen Dienste des
Bundestages „Rechtsfragen der
militärischen Unterstützung
der Ukraine durch Nato-Staa-
ten“. Sonst wäre Ihnen wahr-

scheinlich die Entwicklung der
Grünen von der Friedenspartei
(niemals Waffen in Kriegsgebie-
te) zur bellizistischen Partei
(immer mehr und immer
schwerere Waffen in die Ukrai-
ne) nicht mehr so ganz geheu-
er? Matthias Wooge, Neu-Isenburg

Wagenknecht ist

sich treu geblieben

Es war Wagenknechts Partei, die
ihren bis dato klaren Antikriegs-
und Anti-Nato-Kurs verlassen
hat und sich mit ihrer Zustim-
mung zur Sanktionspolitik an
das herrschende Narrativ ange-
passt hat. Wenn Wagenknecht
außer von linksorientierten
Bürgern auf breite Zustimmung
auf der rechten Seite (AfD)
stößt, ist das tendenziell eher
vereinend als spaltend. Wenn
ich als Linker beim Corona-
Komplex und bei der Kriegsfra-
ge so etwas wie eine Schnitt-
menge mit der konservativen
(nicht rechtsextremen!) Opposi-
tion sehe, bin ich deswegen ja
noch nicht klima-ignorant, mig-
rantenfeindlich oder sozial-/
wirtschaftspolitisch „unsozial“.

Übrigens gebe ich ihr Recht
in ihrem Urteil, die Grünen sei-
en die gefährlichste Partei, ganz
einfach, weil sie an der Regie-
rung sind und die AfD nur in
der Opposition. Ich war in den
1980ern bei der Friedenspartei
Die Grünen und bin heute nur
noch entsetzt!

Björn Scherer-Mohr, Steinau

S O R R Y

Die Frankfurter Rundschau hat
Ihnen ein E für ein U vorgemacht.
Am 16.11. hatten wir in unserem
Thema des Tages über die WM in
Katar berichtet. In der Infobox
„Das Kafala-System“ schrieben
wir: „In Katar werden den Arbei-
tenden (...) bei der Einreise die
Pässe abgenommen“. Es hätte
„wurden“ heißen müssen, so wie
es auch im Interview mit den bei-
den Nepalesen berichtet wird.
Das Kafala-System ist – zumin-
dest offiziell – mittlerweile abge-
schafft. Was nicht bedeutet, dass
es in Katar keine Ausbeutung
mehr gibt, aber die Pässe wer-
den den Arbeitenden jetzt offen-
bar nicht mehr systematisch
abgenommen.

FR ERLEBEN

Claus-Jürgen Göpfert spricht
mit dem Literaturwis-
senschaftler Heiner Boehncke
und dem Autor Hans Sarkowicz
über ihr neues Buch „Hans
Ostwald – Lieder aus dem
Rinnstein“, Mit Musik,
Freitag, 18. November, 19.30 Uhr
Bühne Marleen, Liliencaré,
Wiesbaden

Bascha Mikamoderiert die
Veranstaltung „Picture My Life.
Filmstories aus Simbabwe“
mit Tsitsi Dangarembga,
Friedenspreisträgerin des
Deutschen Buchhandels 2021,
und Olaf Koschke (Film-
produzent). Filmbeiträge
und Gespräch. Tickets unter
alteoper.de.
Samstag, 19. November, 17.30 Uhr
Alte Oper, Albert-Mangelsdorff-Foyer,
Frankfurt

Claus-Jürgen Göpfert spricht
mit der Frankfurter Kultur-
dezernentin Ina Hartwig (SPD)
über denwachsenden Krisen-
Druck auf die Kultur-Institu-
tionen, Eintritt frei.
Montag, 21. November, 19 Uhr
Club Voltaire, Kleine Hochstraße 5,
Frankfurt

Eine Frage
des Willens
Zu: „Gaspreisbremse kommt“,
FR-Wirtschaft vom 15. November

Frank-Thomas Wenzel fasst die
aktuelle Situation gut zusam-
men und legt auch den Finger
in die Wunde. Einige Anbieter
verdienen auf Kosten anderer,
weil Risiken auf die Allgemein-
heit abgewälzt werden. Wenn
die Steuerzahler schon ein-
springen müssen, um eine sozi-
alverträgliche Energieversor-
gung zu gewährleisten, warum
übernimmt die öffentliche
Hand nicht gleich die Energie-
versorgung? Warum sollen in
guten Zeiten die Gewinne an
Firmeneigner fließen und in
schlechten Zeiten die Allge-
meinheit die Zeche zahlen?

„Der Markt wird’s schon re-
geln“ – das stellt sich immer
häufiger als irreführendes Nar-
rativ heraus. Der freie Markt be-
dingt als Korrektiv die Möglich-
keit des Scheiterns eines Teil-
nehmers. Wo das nicht mehr
gilt, existiert per se kein freier
Markt.

Auch die Aussage der VKU-
Sprecherin, die Politik hätte nur
begrenzten Handlungsspiel-
raum, ist irreführend. Die Poli-
tik kann auf parlamentarischem
Weg die Regeln ändern, die sie
angeblich begrenzen – alles eine
Frage des politischen Willens.

Thomas Kranz, Rosbach

Ein Sieg
der Vernunft
US-Wahlen: „Rückschlag für den
Trumpismus“, FR-Politik vom 16.11.

Wenn es auch nur ein „kleiner
Sieg“ der Demokraten bei den
Zwischenwahlen ist, so ist es
doch so, dass das Wahlergebnis
insgesamt zumindest gezeigt
hat, dass mehr US-Amerikane-
rinnen und -Amerikaner von
der Sorge getrieben werden,
dass die Demokratie in den Ver-
einigten Staaten von den
Trump-Anhängern und dem so-
genannten Trumpismus besei-
tigt werden könnte.

Mehr Wählerinnen und
Wähler als erwartet haben die-
se Sorge angesichts des 6. Janu-
ar 2021 verinnerlicht und sind
bereit, die amerikanische De-
mokratie gegen Trump und
seine Gefolgsleute aktiv zu ver-
teidigen. Joe Biden, Kamala
Harris sowie die Demokraten
insgesamt sollten jetzt versu-
chen, den USA den Stempel li-
beraler und demokratischer
Ideen aufzudrücken und zu
diesem Zwecke auch die Zu-
sammenarbeit mit demokra-
tisch gesinnten Republikanern
suchen.

Für überzeugte Republika-
ner, denen der Schutz der De-
mokratie noch immer wichtiger
ist als die blinde Vasallentreue
zu dem Narzissten Donald
Trump, wird es schwierig wer-
den und viel Mut erfordern, sich
gegen den Antidemokraten und
geld- und machtgierigen Do-
nald Trump zu positionieren.

Manfred Kirsch, Neuwied

Die Büchse der Pandora

ist immer noch offen

Die Rechtsradikalen bei den Re-
publikanern, Feinde der Demo-
kratie, haben die Rechnung oh-
ne den Wirt gemacht. Der ame-
rikanische Wähler ist eben doch
kein Schaf, das freiwillig zur
Schlachtbank geht, um dort den
Metzgern das Hackebeil zu
überreichen. Ein Sieg der ver-
nünftigen Wähler und somit
ein Sieg der Demokratie!

Die Büchse der Pandora in-
des ist wieder geöffnet und
spuckt neues Unheil aus. Do-
nald Trump will für die Wahl im
Jahr 2024 noch einmal kandi-
dieren. Schreck lass nach!

Helmut Freudenthal, Kiel


